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ERLÄUTERUNG ZU DEN RECHTEN DER AKTIONÄRE 

Den Aktionären stehen im Zusammenhang mit der ordentlichen Hauptversammlung am 
19. August 2020 gemäß dem Aktiengesetz („AktG“) und dem Gesetz über Maßnahmen im 
Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Be-
kämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie vom 27. März 2020 („COVMG“) unter 
anderem die folgenden Rechte zu: 

1 Ergänzung der Tagesordnung (§ 122 Abs. 2 AktG) 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den 
anteiligen Betrag am Grundkapital von 500.000 Euro (entspricht 200.000 Aktien) errei-
chen, können gemäß § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesord-
nung gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Be-
gründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich an den 
Vorstand der Gesellschaft unter folgender Adresse zu richten: 

RHÖN-KLINIKUM Aktiengesellschaft 
– Vorstand – 
Schlossplatz 1 
97616 Bad Neustadt a.d. Saale 

Es muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Versammlung, also bis spätestens 
zum 19. Juli 2020, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen. Später zugegangene Ergänzungsverlan-
gen werden nicht berücksichtigt. 

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Zu-
gang des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entschei-
dung des Vorstands über den Antrag halten. Für die Berechnung der Aktienbesitzzeit 
bestimmt § 70 AktG Folgendes: Ist die Ausübung von Rechten aus der Aktie davon ab-
hängig, dass der Aktionär während eines bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie ge-
wesen ist, so steht dem Eigentum ein Anspruch auf Übereignung gegen ein Kreditinsti-
tut, Finanzdienstleistungsinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 
Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätiges Unternehmen gleich. Die 
Eigentumszeit eines Rechtsvorgängers wird dem Aktionär zugerechnet, wenn er die Ak-
tie unentgeltlich, von seinem Treuhänder, als Gesamtrechtsnachfolger, bei Auseinan-
dersetzung einer Gemeinschaft oder bei einer Bestandsübertragung nach § 13 des Ver-
sicherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des Gesetzes über Bausparkassen erworben hat. 
Für den Nachweis reicht eine entsprechende Bestätigung und Verpflichtungserklärung 
des depotführenden Kreditinstituts aus. Im Übrigen ist § 121 Abs. 7 AktG entsprechend 
anzuwenden. Hiernach ist der Tag des Zugangs des Verlangens nicht mitzurechnen. Ei-
ne Verlegung von einem Sonntag, einem Sonnabend oder einem Feiertag auf einen 
zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden Werktag kommt nicht in Betracht. Die §§ 
187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind nicht entsprechend anzuwenden. 
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Soweit die rechtzeitig eingegangenen Ergänzungsanträge bekanntmachungspflichtig 
sind, werden sie - soweit sie nicht bereits mit der Einberufung bekannt gemacht wur-
den - unverzüglich nach Zugang des Verlangens in gleicher Weise wie bei der Einberu-
fung bekannt gemacht, d.h., sie werden im Bundesanzeiger bekannt gemacht und sol-
chen Medien zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die In-
formation europaweit verbreiten. Auch werden sie auf der Internetseite der Gesell-
schaft zugänglich gemacht und den Aktionären nach § 125 Abs. 1 Satz 3 AktG mitge-
teilt. 

Die Gesellschaft wird Anträge zu Tagesordnungspunkten, die aufgrund von zulässigen 
und fristgemäß gestellten Ergänzungsverlangen gemäß § 122 Abs. 2 AktG auf die Ta-
gesordnung gesetzt worden sind, so behandeln, als ob sie in der Hauptversammlung 
mündlich gestellt worden wären. 

Die diesem Aktionärsrecht zugrunde liegenden Regelungen des AktG lauten auszugs-
weise wie folgt: 

§ 122 Abs. 1, 2 AktG – Einberufung auf Verlangen einer Minderheit 

(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile zusammen 
den zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich unter An-
gabe des Zwecks und der Gründe verlangen; das Verlangen ist an den Vorstand zu rich-
ten. Die Satzung kann das Recht, die Einberufung der Hauptversammlung zu verlangen, 
an eine andere Form und an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital knüp-
fen. Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem 
Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur 
Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. § 121 Absatz 7 ist entsprechend 
anzuwenden. 

(2) In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil 
des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500 000 Euro erreichen, verlangen, 
dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem 
neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das 
Verlangen im Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei börsen-
notierten Gesellschaften mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag 
des Zugangs ist nicht mitzurechnen. 

§ 70 AktG – Berechnung der Aktienbesitzzeit 

Ist die Ausübung von Rechten aus der Aktie davon abhängig, dass der Aktionär wäh-
rend eines bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie gewesen ist, so steht dem Eigentum 
ein Anspruch auf Übereignung gegen ein Kreditinstitut, Finanzdienstleistungsinstitut 
oder ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über 
das Kreditwesen tätiges Unternehmen gleich. Die Eigentumszeit eines Rechtsvorgän-
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gers wird dem Aktionär zugerechnet, wenn er die Aktie unentgeltlich, von seinem Treu-
händer, als Gesamtrechtsnachfolger, bei Auseinandersetzung einer Gemeinschaft oder 
bei einer Bestandsübertragung nach § 13 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 
des Gesetzes über Bausparkassen erworben hat. 

2 Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären (§§ 126 Abs. 1, 127 AktG) 

Jeder Aktionär ist gemäß § 126 Abs. 1 AktG berechtigt, Gegenanträge zu den Be-
schlussvorschlägen zu den Punkten der Tagesordnung zu stellen. Solche Gegenanträge 
sind zu richten an: 

RHÖN-KLINIKUM Aktiengesellschaft 
– Hauptversammlung – 
Schlossplatz 1 
97616 Bad Neustadt a. d. Saale; oder 
per Fax: 09771 991736; oder 
per E-Mail: hv@rhoen-klinikum-ag.com 

Gegenanträge von Aktionären und deren Begründung, die der Gesellschaft bis spätes-
tens 14 Tage vor der Versammlung, d.h. spätestens bis zum 4. August 2020, 24:00 Uhr 
(MESZ), mit dem Nachweis der Aktionärseigenschaft des Antragstellers unter der vor-
genannten Adresse zugegangen sind, werden von der Gesellschaft auf der Internetseite 
der Gesellschaft unter http://www.rhoen-klinikum-ag.com/hv unverzüglich zugänglich 
gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass dabei auch der Name des Antragstellers zu-
gänglich gemacht wird. Die Zugänglichmachung von Gegenanträgen unterbleibt unter 
den Voraussetzungen von § 126 Abs. 2 und Abs. 3 AktG. Anderweitig adressierte oder 
nicht fristgerecht eingegangene Gegenanträge werden nicht zugänglich gemacht. Even-
tuelle Stellungnahmen der Verwaltung werden anschließend ebenfalls unter der ge-
nannten Internetadresse veröffentlicht. 

Diese Regelungen gelten gemäß § 127 AktG für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl 
von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern sinngemäß. Solche Vorschläge 
müssen jedoch nicht begründet werden. Zusätzlich zu den in § 126 Abs. 2 AktG ge-
nannten Gründen muss der Vorstand einen Wahlvorschlag unter anderem auch dann 
nicht zugänglich zu machen, wenn der Vorschlag nicht Namen, ausgeübten Beruf und 
Wohnort des Kandidaten enthält. Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern 
müssen ebenfalls nicht zugänglich gemacht werden, wenn ihnen keine Angaben zu der 
Mitgliedschaft der vorgeschlagenen Aufsichtsratskandidaten in anderen gesetzlich zu 
bildenden Aufsichtsräten im Sinne von § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG beigefügt sind. 

Die Gesellschaft wird zulässige Gegenanträge und Wahlvorschläge, die bis spätestens 
4. August 2020, 24:00 Uhr, ordnungsgemäß zugehen, so behandeln, als seien sie in der 
Hauptversammlung mündlich gestellt worden. Entsprechendes gilt für Anträge zu Ta-
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gesordnungspunkten, die aufgrund von zulässigen Ergänzungsverlangen auf die Tages-
ordnung gesetzt worden sind (siehe oben zu 1.). 

Die diesem Aktionärsrecht zugrunde liegenden Regelungen des AktG lauten auszugs-
weise wie folgt: 

§ 126 AktG – Anträge von Aktionären 

(1) Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung 
und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 ge-
nannten Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen zugänglich zu machen, 
wenn der Aktionär mindestens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft einen 
Gegenantrag gegen einen Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimm-
ten Punkt der Tagesordnung mit Begründung an die in der Einberufung hierfür mitge-
teilte Adresse übersandt hat. Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bei börsenno-
tierten Gesellschaften hat das Zugänglichmachen über die Internetseite der Gesell-
schaft zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht zu 
werden, 

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen 
würde, 

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss 
der Hauptversammlung führen würde, 

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder 
irreführende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs 
bereits zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugänglich 
gemacht worden ist, 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begrün-
dung in den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversamm-
lungen der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist und in 
der Hauptversammlung weniger als der zwanzigste Teil des vertretenen 
Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung 
nicht teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder 
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7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen 
einen von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat 
stellen lassen. 

Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insge-
samt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Gegen-
anträge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen zusammen-
fassen. 

§ 127 AktG – Wahlvorschläge von Aktionären 

Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Ab-
schlussprüfern gilt § 126 sinngemäß. Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet zu 
werden. Der Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich zu ma-
chen, wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Abs. 3 Satz 4 und § 125 Abs. 1 
Satz 5 enthält. Der Vorstand hat den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichts-
ratsmitgliedern börsennotierter Gesellschaften, für die das Mitbestimmungsgesetz, das 
Montan-Mitbestimmungsgesetz oder das Mitbestimmungsergänzungsgesetz gilt, mit 
folgenden Inhalten zu versehen: 

1. Hinweis auf die Anforderungen des § 96 Absatz 2, 

2. Angabe, ob der Gesamterfüllung nach § 96 Absatz 2 Satz 3 widersprochen wurde 
und 

3. Angabe, wie viele der Sitze im Aufsichtsrat mindestens jeweils von Frauen und 
Männern besetzt sein müssen, um das Mindestanteilsgebot nach § 96 Absatz 2 
Satz 1 zu erfüllen. 

§ 124 Abs. 3 Satz 4 AktG 

4Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prüfern hat deren Namen, 
ausgeübten Beruf und Wohnort anzugeben. 

§ 125 Abs. 1 Satz 5 AktG –  

5Bei börsennotierten Gesellschaften sind einem Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsrats-
mitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Auf-
sichtsräten beizufügen; Angaben zu ihrer Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und aus-
ländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen sollen beigefügt werden. 
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3 Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen Kommunikation  

Aktionäre und ihre Bevollmächtigten (ausgenommen der von der Gesellschaft benann-
te Stimmrechtsvertreter) haben eine Fragemöglichkeit im Wege elektronischer Kom-
munikation gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 COVMG. Die Fragemöglichkeit besteht nur für 
Aktionäre und deren Bevollmächtigte, die sich ordnungsgemäß zur virtuellen Hauptver-
sammlung angemeldet haben. Fragen der Aktionäre sind bis spätestens zwei Tage vor 
der virtuellen Hauptversammlung, d.h. bis spätestens 17. August 2020, 24:00 Uhr (Zu-
gang), ausschließlich im Wege der elektronischen Kommunikation über das zugangsge-
schützte InvestorPortal unter http://www.rhoen-klinikum-ag.com/hv einzureichen. 

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßen, freiem Ermessen, welche Fragen er wie 
beantwortet. Er kann dabei Fragen zusammenfassen und auch im Interesse der ande-
ren Aktionäre sinnvolle Fragen auswählen. Der Vorstand behält sich vor, Antworten auf 
Fragen vorab auf der Internetseite der Gesellschaft unter http://www.rhoen-klinikum-
ag.com/hv zu veröffentlichen und in diesem Fall auf eine erneute Beantwortung wäh-
rend der virtuellen Hauptversammlung zu verzichten. 

Die der Fragemöglichkeit der Aktionäre zugrunde liegenden Regelungen des COVMG 
lauten wie folgt: 

§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 COVMG – Aktiengesellschaften; Kommanditgesellschaf-
ten auf Aktien; Europäische Gesellschaften (SE); Versicherungsvereine auf Gegensei-
tigkeit (Auszug) 

(2) 1Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der 
Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten 
wird, sofern 

[…] 

3.den Aktionären eine Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen Kommunikation 
eingeräumt wird, 

[…] 

2Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, welche Fragen er 
wie beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens zwei Tage vor der 
Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind. 

4 Widerspruch gegen Beschlüsse der virtuellen Hauptversammlung 

Aktionäre und Bevollmächtigte, die das Stimmrecht ausgeübt haben, können im Wege 
elektronischer Kommunikation über das zugangsgeschützte InvestorPortal unter 
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http://www.rhoen-klinikum-ag.com/hv gemäß § 245 Nr. 1 AktG i.V.m. § 1 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 4 COVMG Widerspruch gegen Beschlüsse der virtuellen Hauptversammlung erklä-
ren. Das Recht, Widerspruch zu erklären, besteht am 19. August 2020 vom Beginn der 
virtuellen Hauptversammlung bis zu ihrer Schließung durch den Versammlungsleiter. 

Die dem Widerspruchsrecht der Aktionäre zugrunde liegenden Regelungen des COVMG 
und des AktG lauten wie folgt: 

§ 1 COVMG – Aktiengesellschaften; Kommanditgesellschaften auf Aktien; Europäi-
sche Gesellschaften (SE); Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit (Auszug) 

(2) 1Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der 
Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten 
wird, sofern 

[…] 

4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, in Abweichung 
von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das Erfordernis des Erschei-
nens in der Hauptversammlung eine Möglichkeit zum Widerspruch gegen einen Be-
schluss der Hauptversammlung eingeräumt wird. 

[…] 

§ 245 Nr. 1 AktG – Anfechtungsbefugnis 

Zur Anfechtung ist befugt 

1. jeder in der Hauptversammlung erschienene Aktionär, wenn er die Aktien schon vor 
der Bekanntmachung der Tagesordnung erworben hatte und gegen den Beschluß Wi-
derspruch zur Niederschrift erklärt hat; 

[…] 

* * * * * 

 

INFORMATIONEN ZUM DATENSCHUTZ 
 
In einer Datenschutzinformation werden die Informationen zur Verarbeitung personenbezo-
gener Daten im Zusammenhang mit der ordentlichen Hauptversammlung am 
19. August 2020 auf der Internetseite der Gesellschaft unter http://www.rhoen-klinikum-
ag.com/hv veröffentlicht. 


	Erläuterung zu den RechteN der Aktionäre
	1 Ergänzung der Tagesordnung (§ 122 Abs. 2 AktG)
	2 Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären (§§ 126 Abs. 1, 127 AktG)
	3 Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen Kommunikation
	4 Widerspruch gegen Beschlüsse der virtuellen Hauptversammlung

